AMTSBLATT 


des k. u. k. Kreiskommandos in Kozienice. 


X. Teil. — Ausgegeben am 1. Oktober 1916. 


INHALT: 1. Die Städteordnung für vierunddreissig Städte. — 2. Erhöhung der Postgebühren. — 3. Kundmachung, 
betreffend die Anmeldung der Transportmittel. — 4. Kundmachung über Sohn- und Feiertagsruhe. — 5. Än- 
derung des Rubelkurses. — 6. Durchführung des Spiritus und Branntweinmonopoles. -— 7. Heranziehung 
des Verbandes der Branntweinbrennereiunternehmer mit dem Sitze in Lublin zur Mitwirkung bei der Durch- 
führung des Spiritus- und Branntweinmonopoles. — 8. Bestimmungen über die Entrichtung der Nachsteuer 
aus Anlass der Durchführung des Spiritus- und Branntweinmonopoles. 9. Einhebung erhöhter Stempel- 
gebühren. — 10. Freiwillige Meldung der einheimischen Einwohner zum aushilfsweisen Dienste bei der 
k. u. k. Finanzwache. — 11. Kontrolle der Melasse. 

ne em 

1. Geltungsbereich dieser Verordnung auch auf andere 


Die Städteordnung für vierunddreissig Städte. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 18. August 
1916, V. BI. Nr. 65. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Oberbe- 
fehles übertragenen Befugnisse der obersten Zivil- und 
Militärgewalt finde ich für die in österreichisch-un- 
getischer Militärverwaltung stehenden Gebiete Polens 
(Okkupationsgebiet) anzuordnen wie folgt: 


$1. 


Geltungsbereich der Verordnung. 

Diese Städteordnung gilt für die Orte: 

Bilgoraj, Busk, Cheeiny, Chelm, Chmielnik, Da- 
browa, Dubienka, Dzieloszyce, Hrubieszów, Janów, 
Jędrzejów, Końsk, Kozienice, Krasnostaw, Kraśnik, 
Leezna, Lubartów, Miechów, Noworadomsk, _Olkusz, 
Opatów, Opoczno, Ostrowiec, Pińczów, Przedbórz, 'Pu- 
lawy, Sandomierz, Staszów, Szczebrzeszyn, Szydłowiec, 
Tomaszów, Włoszczowa, Wierzbnik, Zamość. 

Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, den 


Orte auszudehnen oder einzelne von den im ersten Ab- 
satze bezeichneten Orten aus dem Geltungsbereiche 
dieser Verordnung auszuscheiden und der Städteord- 
nung für die Städte Kielce, Lublin, Piotrköw, Radom 
zu unterwerfen. 

Jeder dieser Orte bildet eine eigene Stadtge- 
meinde. f 

§ 2. 


Stadtgebiet. 


Das Stadtgebiet wird, wenn es nicht mit dem 
Gemeindegbiete zusammenfällt, durch Verordnung des 
Militärgeneralgouvernements bezeichnet. 

Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, 
ländliche Gebietsteile aus dem Stadtgebiete auszu- 
scheiden oder das Stadtgebiet auf Gebietsteile anderer 
Gemeinden auszudehnen. 

Die bei der Abgrenzung des Stadtgebietes erübri- 
genden Teile von Gemeindegebieten werden vom Mili- 
tärgeneralgouvernement mit anderen Gemeinden ver- 
einigt oder als selbstständige Gemeinden erklärt. 

Vor einer Entscheidung im Sinne dieses Para- 
graphen sind die ‚Vertretungen der beteiligten Gemein- 


PER 


den sowie Vertrauensmänner jener Einwohner zu hö- 
ren, deren Grundbesitz oder Wirtschaftsbetrieb von der 
Gebietsangrenzung berührt wird. 

Öffentlich-rechtliche Beschränkungen der Ver- 
‚fügungsireiheit über Bauerngründe (Grunta ukazowe) 
sind durch die Einbeziehung der betreffenden Liegen- 
schaft in das Stadtgebiet aufgehoben. 


83. 


Gemeindemitglieder. 

Mitglieder einer Stadtgemeinde sind alle Perso- 
nen, die die Stadtsangehörigkeit im Königreiche Polen 
besitzen und im Stadtgebiete ihren ordentlichen Wohn- 
sitz haben. 

Angehörige der österreichisch-ungarischen 
einer verbündeten Wehrmacht sowie Angestellte der 
österreichisch-ungarischen Militärverwaltung, die in 
Stadgebiete ihren Amtssitz haben, ohne Gemeindemit- 
glieder zu sein, sind von allen Gemeindelasten befreit. 


oder 


§ 4. 


Stadtvertretung (Stadtrat). 

Die Vertretung der Stadtgemeinde obliegt dem 
Stadtrate. 

Der Stadtrat besteht in Städten mit höchstens 
zehntausend Einwohnern aus vierundzwanzig, in Städ- 
ten mit mehr. als zehntausend Einwohnern aus zwei- 
unddreissig Stadträten. Die Stadträte werden von den 
Gemeindemitgliedern nach Massgabe dieser Verord- 
nung und der besonderen Wahlordnungen gewählt. 


§ 5. 


Stadtverwaltung (Magistrat). 

Die Verwaltung der Stadtgemeinde obliegt dem 
Magistrate. 

Der Magistrat besteht aus dem Bürgermeister, 
seinem Stellvertreter und vier Beisitzern. Die Mitglieder 
des Magistrates werden vom Stadtrate gewählt. Zum 
Bürgermeister und zu seinem Stellvertreter kann jede 
"in einer Stadt Polens, zum Beisitzer jede in der betref- 
fenden Stadt wählbare Person gewählt werden. 

Die Wahl des Bürgermeisters und seines Stell- 
vertreters bedarf der Bestätigung des Militärgeneral- 
gouvernements. 

Der Bürgermeister und, bei seiner Verhinderung, 
sein Stellvertreter ist Leiter des Magistrates und Vor- 
sitzender des Stadtrates. 


§ 6. 
Wirkungskreis des Stadtrates. 


Der Wirkungskreis des Stadtrates umfasst die 
Wahrnehmung der wirtschaftlichen, Hygienischen und 
> 


kulturellen Interessen der Gemeinde — somit insbe- 


sondere die Verwaltung des eigenen Vermögens, den 
Schutz und (die Ausgestaltung von Handel und Ver- 
kehr, die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmit- 
teln und den notwendigen Bedarisartikeln, das Markt- 
wesen, städtische Bauwesen, die Herstellung und In- 
standhaltung von Verkehrswegen und Kommunikatio- 
nen, Wasserversorgung, Beleuchtungs- und Abzugsan- 
lagen, Assanierung, Errichtung und Erhaltung von 
Krankenanstalten, Überwachung des Gesundheitszu- 
standes, Armenwesen, Förderung der Volksbildung 
usw., einschliesslich der Handhabung der Ortspolizei 
in diesen Angelegenheiten. 

Der Stadtrat hat seine Beschlüsse mit Beobach- 
tung der bestehenden Gesetze, der Verordnungen des 
Armeeoberkommandanten und des Militärgeneralgou- 
vernements sowie der gesetzmässigen Verfügungen der 
k. u k. Behörden und Kommandos zu fassen. Unbe- 
schadet dieser Vorschriften kommt den innerhalb ihres 
Wirkungskreises gefassten Beschlüssen der Stadtvertre- 
tung volle Rechtsgültigkeit zu. 

Der Genehmigung der k. u. k. Militärverwaltung 
bedürfen jedoch Beschlüsse wegen: 

a) Festsetzung des Gemeindebudgets; 

b) Festsetzung der Stadtregulierungspläne; 

c) Veräusserung oder Belastung von Liegen- 
schaften oder Kapitalien; A 

d) Übernahme einer dauernden Verpflichtung im 
Geldwerte von jährlich mehr als tausend Kronen; 

e) Einführung von Gemeindeumlagen oder ande- 
ren Abgaben; 

Ð Vorbehaltes bestimmter Rechte zu Gunsten der 
Stadtgemeinde (städtische Anstalten und Unterneh- 
mungen); 

g) Festsetzung der Geschäftsordnung für die 
Stadtvertretung und für die Stadtverwaltung sowie der 
Dienstverhältnisse der Gemeindeorgane. 

Zur Entscheidung über die Erteilung der Geneh- 
migung ist berufen: 

das Kreiskommando in den Fällen der Punkte a) 
und b), des Punktes c), wenn der Geldwert des ver- 
äusserten Gegenstandes oder die Belastung ‚nicht mehr 
als zwanzigtausend Kronen im Jahre beträgt, des Punk- 
tes d), wenn der Geldwert der Verpflichtung nicht 
mehr als fünftausend Kronen beträgt; 

das Militärgeneralgouvernement in allen anderen 
unter c) bis g) bezeichneten Fällen. 

- Alle Beschlüsse, auf Grund deren Rechte oder 
Pflichten von Privatpersonen begründet werden, sind 


dem Kreiskommando zur Kenntnis zu bringen und | 


werden in ortsüblicher Weise kundgemacht. 


Der Stadtrat kann überdies in allen Angelegen- si 


heiten, die das Interesse der Stadtgemeinde berühren, — 


auch wenn sie nicht in seinen Wirkungskreis fallen — 


Anträge stellen oder Gutachten abgeben und ist hiezu 
auf Verlangen des Militärgeneralgouvernements oder 
des Kreiskommandoes verpflichtet. 


8 7. 
Wirkungskreis des Magistrates. 


Der Wirkurigskreis des Magistrates umfasst die 
Durchführung der Beschlüsse des Stadtrates und die 
Mitwirkung an der öffentlichen Verwaltung gemäss den 
Gesetzen, Verordnungen des Armeeoberkommandanten 
oder des Militärgeneralgouvernements sowie den je- 
weiligen gesetzmässigen Anordnungen der k. u. k. Mi- 
litärverwaltung. 


§ 8. 
Wahlrecht. 


Erfordernisse des Wahlrechtes sind: 

1. das vollendete 25. Lebensjahr; 

2. männliches Geschlecht; 

3. Vollgenuss der bürgerlichen Rechte; 

4. Staatsangehörigkeit im Königreiche Polen; 

5. ordentlicher Wohnsitz im Stadtgebiete seit we- 
nigstens einem Jahre vor dem Tage der Wahlaus- 
schreibung; 

6. Unbescholtenheit. 

Der ordentliche Wohnsitz (Punkt 5) wird durch 


eine Abwesenheit nicht unterbrochen, die durch krie- 


gerische Ereignisse erzwungen oder notwendig ge- 
macht wurde. 

Unbescholten (Punkt 6) im Sinne dieser Verord- 
nung ist, wer nicht wegen eines Verbrechens, wegen 
eines aus Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sitt- 
lichkeit begangenen Vergehens.oder einer solchen Über- 
tretung verurteilt wurde. Die wegen eines Verbrechens 
verurteilten Personen werden nach Ablauf von zehn 
Jahren, die wegen eines Vergehens oder einer Über- 
tretung verurteilten Personen nach Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Ende oder der rechtskräftigen Nach- 
sicht der Strafe wieder als unbescholten betrachtet. 

Das Militärgeneralgouvernement kann Personen, 
die durch feindselige Haltung gegen die österreichisch- 
ungarische Monarchie oder das polnische Volk, durch 
agitatorische Tätigkeit oder Verbreitung beunruhigen- 


der Gerüchte die öffentliche Ordnung stören, vom 


Wahlrechte ausschliessen. 


89. 


Wählbarkeit. 
Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der die pol- 


nische Sprache in Wort und Schrift beherrscht und das 


30. Lebensjahr vollendet hat. 


$ 10. 


Wahlkurien. 


Zur Wahl des Stadtrates werden die Wahlberech- 
tigten in vier Kurien geteilt, von denen jede in Städten 
mit höchstens zehntausend Einwohnern sechs Stadt- 
räte und sechs Ersatzmänner, in Städten mit mehr 


als zehntausend Einwohnern acht Stadträte und acht 


‘rsatzmänner wählt. 


Die I. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die 
Handel oder Gewerbe treiben; $ 


die II. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die 


Eigentümer einer Liegenschaft im Stadtgebiete sind; 


wahlberechtigt ist für jede Liegenschaft nur die in den 
öffentlichen Büchern als Eigentümer eingetragene, bei 
mehreren Eigentümern die von den anderen bevoll- 
mächtigte Person; 

die III. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die 
eine Mittelschule absolviert haben oder denen inner- 
halb eines Jahres vor der Wahl im Stadtgebiete eine 
Wohnungssteuer vorgeschrieben ist; e 

die IV. Kurie umfasst: jene Wahlberechtigten, die 
nicht in einer der drei früher genannten Kurien wahl- 
berechtigt sind. 

Wenn bezüglich eines Wählers die Vorausse- 
tzungen der Zugehörigkeit zu mehreren Kurien zu- 
treffen, so ist er nur in der in obiger Aufzählung früher 
bezeichneten Kurie wahlberechtigt. 


§ 11. 


Juristische Personen. 4 


Juristische Personen, bezüglich deren die Voraus- 


setztungen der Zugehörigkeit zur I. oder II. Kurie ($ 10) 


zutreffen, sind wahlberechtigt, wenn ihr Bestand von. 


der k. u. k. Militärverwaltung zur Kenntnis genom- 


` men wurde und sie im Stadtgebiete ihren Sitz oder eine 


Zweigniederlassung haben; ihr Wahlrecht kann nur 
durch ein Mitglied ihrer Vertretung ausgeübt werden, 
das den Voraussetzungen des $ 8 entspricht. 


sm. 


Personen unter 25 Jahren, Frauen, Handlungsunfähige. 

Personen, die nur wegen Abganges der in $ 8, 
Punkt 1, 2 oder 3, aufgezählten Erfordernisse des 
Wahlrechtes nicht wahlberechtigt wären und bezüglich 
deren die Voraussetztungen der Zugehörigkeit zur 
I. oder II. Kurie ($ 10) zutreffen, sind wahlberechtigt; 
ihr Wahlrecht kann nur durch einen Vertreter aus- 
geübt werden, der den Voraussetztungen des $ 8 ent- 
spricht. 


po 
ur 


` 


p 
k 
E 
£ 
m 
W > 


F 


¿s 


iig. 


Amtsdauer. 

Die Stadtvertretung und Stadtverwaltung (Stadt- 
rat und Magistrat) sind zur Ausübung ihres Amtes 
durch drei Jahre vom Tage der Verkündung des 
Wahlergebnisses an befugt. 

Die Stadtverwaltung führt nach Ablauf der Amts- 
dauer ihr Amt bis zum Amtsantritte der neuen Stadt- 
verwaltung weiter. 

* Das Militärgeneralgouvernement kann vor Ab- 
lauf der Amtsdauer die Stadtvertretung auflösen oder 
nur die Organe der Stadtverwaltung entheben und trifft 
in diesen Fällen die notwendigen Anordnungen we- 
gen Fortführung der städtischen Angelegenheiten. 


§ 14. 


Erstmalige Bildung der Stadtvertretung, Wahlordnungen. 


Bei der erstmaligen Bildung der Stadtvertretung 
werden die Stadträte und Ersatzmänner vom Kreis- 
kommando für die Dauer eines Jahres ernannt. Der 
Stadtrat wählt für seine Amtsdauer nach den Bestim- 
mungen des § 5 den Magistrat. 

Das Militärgeneralgouvernement ist ermächtigt, 
die ersten Wahlen sowie den Amtsantritt der gewähl- 
ten Stadtvertretung in einzelnen oder allen Städten auch 
vor Ablauf der im ersten Absatze bezeichneten Amts- 
dauer anzuordnen. 

Die Vorschriften für die Ausschreibung und 
Durchführung der Wahlen werden durch Verordnung 
des Militärgeneralgouvernements erlassen. 


$ 15. 


Mandatsverlust und Ersatz von Mitgliedern. 

Das Amt eines Mitgliedes der Stadtvertretung oder 
der Stadtverwaltung erlischt durch Verlust des Wahl- 
rechtes ($ 8). 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13 oder $ 14) 
ein Mitglied der Stadtvertretung durch Tod, Erlöschen 
oder sonstigen Verlust des Amtes wegfällt, tritt ein 
Ersatzmann derselben Kurie an seine Stelle. Die 
Reihenfolge des Eintrittes der Ersatzmänner wird durch 
die Wahlordnungen geregelt. 

Beim Wegfalle der halben Zahl von Mitgliedern 
und Ersatzmännern aus einer’ Kurie wird die fehlende 
Zahl von Mitgliedern und Ersatzmännern in dieser 
Kurie neugewählt. 

Wenn während der Amtsdauer ($ 13 oder $ 14) ein 
Mitglied der Stadtverwaltung durch Tod, Erlöschen 
‚oder sonstigen Verlust des Amtes 'wegfällt, hat der 
Stadtrat gemäss $ 5 eine Neuwahl vorzunehmen. 


+ 
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$ i6. 


Amtssprache. 

Die Amtssprache des Stadtrates, des Magistrates 
sowie aller ihrer Organe ist die polnische Sprache. 

Alle Stadtgemeinden müssen jedoch auch An- 
bringen und Zuschriften in deutscher Sprache, die 
Stadtgemeinden in den Kreisen Chełm, Hrubieszów 
und Tomaszów überdies Anbringen und Zuschriften in 
ukrainischer Sprache unterschiedlos in Behandlung 
nehmen. 

§ 17. 


Strafrecht des Bürgermeisters. 

Der Bürgermeister kann bei Übertretungen der 
seiner Durchführung übertragenen 
Anordnungen an Stelle des Kreiskommandanten Geld- 
strafen bis zu zweihundert Kronen oder Arreststrafen 
bis zu vierzehn Tagen androhen und verhängen. 


Vorschriften und 


Die Protokolle über die Strafverhandlungen und 
die Ausweise über die Verwendung der Strafbeträge hat 
der Bürgermeister dem Kreiskommando nach Ablauf 
von je drei Monaten vorzulegen. 

Der Bürgermeister kann auf Grund der Anzeige 
eines Organes der Ortspolizei oder der k. u. k. Militär- 
verwaltung Strafverfügungen im Sinne (der Verord- 
nung des Armeeoberkommandanten vom 19. August 
1915, Nr. 30 V. BL, erlassen. 

Für das Strafrecht des Bürgermeisters gelten die 
Artikel I, HI, IV und V der erwähnten Verordnung. 


§ 18. i 
Angelobung. 


Der Bürgermeister, sein Stellvertreter und die 
Beisitzer leisten beim Amtsantritte in die Hände des 
Kreiskommandaten oder seines Stellvertreters durch 
Handschlag das Gelöbnis, ihre Pflichten treu zu er- 
füllen, nach Recht, Gesetz und Gewissen vorzugehen 
und ihre Arbeit dem Wohle des ihnen anvertrauten 
(Gemeinwesens zu widmen. 

Die Stadträte leisten dasselbe Gelöbnis in der 
ersten Beratung, an der sie teilnehmen, in die Hände 
des Vorsitzenden. 


§ 19. 
Aufsichtsrecht. 


Das Kreiskommando hat darüber zu wachen, dass 
der Stadtrat und der Magistrat ihren Wirkungskreis 
nicht überschreiten, die gesetztlichen Vorschriften 
strengstens beobachten und die ihnen überwiesehen 
Aufgaben getreu erfüllen. 

Wenn die Organe der Stadtgemeinde ihre Pflich- 
ten nicht erfüllen, sich Verletztungen gesetzlicher Vor- 


schriften zu Schulden kommen lassen oder die Auf- 
gaben der Gemeinde vernachlässigen, hat die Stadt- 
gemeinde die ungeeigneten Organe — mögen sie durch 
Wahl oder Ernennung bestellt sein — zu entfernen 
und durch andere zu ersetzen. Wenn die Stadtgemeinde 
dies unterlässt, kann das Militärgeneralgouvernement 
den Bürgermeister oder seinen Stellvertreter, das Kreis- 
kommando die sonstigen Gemeindeorgane entheben und 
ihre Aufgaben durch Organe der k. u. k. Militärver- 
waltung versehen lassen. 

Die den öffentlichen Interessen dienenden Aufga- 
ben der Gemeinde kann das Militärgeneralgouverne- 
ment, in dringenden Fällen das Kreiskommando jeder- 
zeit durch Organe der k. u. k. Militärverwaltung ver- 
sehen lassen. Diese Bestimmung findet auf die Ver- 
mögensverwaltung der Gemeinde keine Anwendung. 


§ 20. 


Beschwerderecht. 

Gegen jede die Stadtvertretung oder die Stadt- 
verwaltung betreffende Verfügung des Kreiskommandos 
steht die Berufung an das Militärgeneralgouvernement 
offen. Die Berufung ist vom Magistrate innerhalb vier- 
zehn Tagen nach Zustellung des angefochtenen Be- 
scheides oder nach Einleitung jener Massnäfime, durch 
die die Gemeinde sich verletzt erachtet, beim Kreis- 
kommando einzubringen. 

Die Berufung hat insoweit aufschiebende Wir- 
kung, als nicht öffentliche Interessen den Vollzug der 
angefochtenen Verfügung erfordern. 


§ 21. 


Durchführungsmassnahmen. 
; Der Militärgeneralgouverneur ist ermächtigt, alle 
Massnahmen zu treffen und alle Verordnungen zu er- 
lassen, die zur erfolgreichen Durchführung dieser Ver- 


ordnung notwendig sind. 


§ 22. 


Wirksamkeitsbeginn. 
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1916 
in Kraft. 


2: 


Erhöhung der Postgebühren. 
Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 20. Sep- 
tember 1916, V. BI. Nr. 69. 

81. 

Vom 1. Oktober 1916 an werden die Postgebühren 
für den inneren Verkehr des k. u. k. Okkupationsgebie- 


5 


tes in Polen sowie für den Verkehr mit dem k. u. k. 
Okkupationsgebiete in Serbien und Albanien, mit Mon- 
tenegro, Österreich-Ungarn und Bosnien-Herzegowina 
wie folgt festgesetzt: 


1. Briefe: 


Für einen Brief bis 20 g . 15 h 

ür je weitere U g a Ean dna RD 
2. Postkarten: 

Für eine einfache Postkarte oder jenen. Teil einer 
Doppelpostpostkarte, und zwar: 

a) für eine von der Postverwaltung ausgegebene 
Postkarte mit eingedrucktem Postwert- 
zeichen la Sr TE Se 8h 

D) SONST ne Re Re NEE 
3. Drucksachen: 

Für je 50 g (Höchstgewicht 2kg). . .... 3h 
4. Warenproben: 

Für je 50 g (Höchstgewicht 350 8). . . -5h 
Wenigstens aber Sr ERST 
5. Mischsendungen (aus Drucksachen 

und Warenproben zusammengepackte Sendun- 

gen): 

Für je 50 g (Höchstgewicht 2kg)..... ....5h 

wenigstens? aDer- Sn ee 10 h 
6. Einschreibegebühr: 

Für jede Sending NEBEN SEES OBER 
7. Wertbriete: 

a) die Gebühr wie für einen eingeschriebenen 
Brief von gleichem Gewichte und 

b) die Wertgebühr: 

für je 300 K des angegebenen Wertes oder den 
angefangenen Teil davon ... . .... 10h 
Die Gesamtgebühr für einen Wertbrief be- 
trägt wenigstens . 60 h 
8. Pakete: 

BIS 0 NER TER RE E 80 h 
9. Postanweisungen: 

Die Gebühr setzt sich zusammen: 

a) aus der Grundgebühr von . . . . 15 h 
für jede Postanweisung, 

b) aus der Wertgebühr von . .. . i 5h 


für je 50 K oder den angefangenen Teil davon. 


10. Mit Nachnahme belastete Pakete: 


Gebühren bei der Aufgabe: 
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a) die Gebühr für die Sendung wie für eine 
gleichartige Sendung ohne Nachnahme, 


b) die Vorzeigegebühr von . 10 h 

Gebühren im Falle der Einlösung der Nach- 
nahme: 

Für die Übermittlung des eingezogenen Be- 
trages wird die gewöhnliche Postan- 
weisungsgebühr eingehoben. 

Sie wird vom Nachnahmebetrag abgezogen. 

11. Avisogebühr: 

Für die Zustellung einer Postanweisung oder 
eines Avisos zu einem rekommandierten 
Briefe, Wertbriefe oder Pakete . 5h 
12. Für "die Benachrichtigung über 

-unbestellbare Pakete: 
Die Gebühr beträgt 25 h 


Sie ist bei der Ausfolgung RR Benachzichsr. 
gungsschreibens zu entrichten. 


13. Für 
gung: 


die Auszahlungsermächti- 


bei Verlust usw. einer Postanweisung: 
Die Gebühr beträgt . AE WERNE i 
Sie ist bei Anmeldung des von) usw. zu 
entrichten. i 
14. Für die Nachforschung nach 
derrichtigen Abgabe einer beschei- 


 nigten Sendung: 


Die Gebühr beträgt . } i- 
Sie ist bei Stellung des Veinge Ga N. 
forschung zu entrichten. 


25 h 


15. Verzollungsgebühr: 


für die postamtliche Freimachung: 


für jedes Paket . 


SEE, 25 h 
für jede Briefpostsendung . . . 


5h 


82. 


Diese Gebühren treten nur für jene Gattungen von 
-Sendungen i in Kraft, welche in den eingangs erwähnten 
Verkehrsbeziehungen jeweilig zugelassen sind. 


§ 3. 


Für die im Verkehre mit Deutschland und dem 
 Generalgouvernement Warschau zugelassenen Brief- 
postsendungen gelten die gleichen Gebühren. 

Die Postanweisungsgebühr im Verkehre mit 


` einer strengeren Bestrafung unterliegt — 


Deutschland und dem Generalgouvernement 
Warschau "beträgt 
für je 50 K oder den angefangenen Teil re on. 


23h. 


Kundmachung 
betreffend die Anmeldung der Transportmittel. 


Auf Grund des $ 5 der Verordnung des k. u. k. 
Armeeoberkommandanten vom 22. Dezember 1915, 
betreffend die Aushebung der Transportmil- 
tel für,militärische Zwecke, werden die Besitzer von 
Transportmitteln aufgefordert, innerhalb der Frist vom 
8. Oktober bis 16. Oktober 1. J. die Zahl und Gattung 
ihrer Reit-, Zug- und Tragtiere, dann ihrer für den ani- 
malischen und motorischen Zug bestimmten Fahr- 
zeuge, sowie idie ihnen gehörenden  Reitzeulge, Be- 
schirrungen und Tragtierausrüstungen bei der zustän- 
digen Gemeindevorstehung anzumelden. 

Die Anmeldung hat möglichst schriftlich mittels 
eines bei den Gemeindevorstehungen unentgeltlich er- 
hältlichengAnmeldescheines oder aber münd- 
lich zu erfolgen. 

Die Besitzer von Transportmitteln sind nach $ 4 
der oben zitierten Verordnung des k. u. k. Armeeober- 
kommandanten venpflichtet, jede in der Zeit der An- 
meldung der Transportmittel bis zu deren Klassifika- 
tion sich ergebende Veränderungen am angemeldeten 
Gegenstande innerhalb einer Woche nach dem Ein- 
tritte der Veränderung der zuständigen Gemeindevor- 
stehung anzuzeigen. 

Die im $ 10 der Verordnung des k. u. k. Armee- 
oberkommandanten enthaltenen Befreiungsgründe sind 
bei der Anmeldung der Transportmittel geltend zu ma- 
chen und in der betreffenden Spalte des Anmelde- 
scheines einzutragen. Die Nachweise der Befreiungs- 
gründe sind gelegentlich der Rückstellung der ausge- 
füllten Anmeldescheine oder gliechzeitig mit der münd- 
lichen Anmeldung der Gemeindevorstehung zu über- 
geben. Die Befreiungsgründe und die hiezu erforderli- 
chen Nachweise sind im Formular der Anmeldescheine 
ersichtlich gemacht. r 

Besitzer von Transportmitteln, welche der vor- 
stehenden Verpflichtungen nicht nachkommen, unter- 
liegen gemäss den im $ 23 der oben zitierten Verord- 
nung des k. u. k. Armeeoberkommandanten enthalte- 
nen Strafbestimmungen — soweit die Handlung nicht 
Geldstrafen bis 
zu dreitausend Kronen oder einer Arresistrafe bis zu 
drei Monaten, eventuell neben der Geldstrafe auch noch 
einer Arreststrafe bis zu einem Monat. 


Kundmachung 
über Sonn- und Feiertagsruhe. 


Auf Grund des MGG. Erlasses vom 25./9. 1916 
2. E. Nr: 58258 ändert das k. u. k. Kreiskommando die 
5 mit der Verordnung vom 21./12. 1915 E. Nr. 4291 erlas-- 
senen Bestimmungen betreffend die Sonn- und Feier- 
tagsruhe und ordnet an wie folgt: 

1) An Sonn- und Feiertagen, ausgenommen das 
Fronleichnamsfest, den ersten Tag der Weihnachten 
und den Ostersonntag, dürfen alle Geschäfte von 8—11 
Uhr vormittags offen gehalten werden, die Le- 
Br bensmittelgeschäfte dürfen ausserdem noch an Sonn- 
und Feiertagen von 5 Uhr nachmittags bis 
6 Uhr nachmittags offen sein, dagegen am 
Fronleichnamsfest, den ersten Tag Weihnachten und 
den Ostersonntag können die Lebensmittelgeschäfte 

von 8 Uhr früh bis 10 Unt nachmittags 
= offen bleiben. 

2) Friseurläden dürfen an Sonn- und Feiertagen 

bis 2 Uhr nachmittags und an oben angeführten 
pa Festtagen bis 11 Uhr vormittags offen gehalten 
werden. . 
5 3) Restaurationen, Gesthäuser, Zuckerbäckereien, 
Den Milchhallen, Teestuben u. dgl. dürfen an Sonn- und 
Feiertagen ausnahmsweise zwei Stunden vormittags 
und zwei Stunden nachmittags und zwar: von 10 bis 
12 Uhr und von 3 bis 5 Uhr offen gehalten werden. 

Mit der Verlautbarung dieser Verordnung treten 

die bis nun geltenden Verordnungen ausser Kraft. 
Gleichzeitig werden alle seitens des k: u. k. Kreiskom- 
mandos einzelnen Kaufleuten und Gasthäuseeigentü- 
mern erteilten Begünstigungen betreffend die Sonn- 
und Feiertagsruhe annulliert. 
3 Der Inhalt der obigen Verordnung ist sofort allen 
= im Bereiche der Gemeinde befindlichen Handels- und 
Kaufleuten zu verlautbaren, sie selbst ausserdem im 
‘Sitze des Gemeindeamtes sowie in den Städten zu pla- 
katieren sowie alle Soltyse über den Inhalt derselben 
zu belehren. 

Die Schuldtragenden sollen dem k. u. k. Kreis- 
-kommando zur Bestrafung angezeigt werden. Die Nicht- 


r 
er 
3 


betreffenden Geschäfte bestraft. 


` 5. 
*E. Nr. 17801. 
Rubelkurs. 

Mit der Verordnung des K; u. k. Militärgeneral- 
gouvernements in Polen Nr. 180223 wurde der Um- 
rechnungskurs eines Silber- oder Papierrubels ab 


"E. Nr. 18349/16. 


‚(Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gouvernements 


G: ‘ einhaltung dieser Verordnung wird mit Sperrung der. 


1. September 1916 bis auf weiters wie folgt festgesetzt: 
1 Silber- oder Papierrubel = 2 Kronen 75 Heller. 
Die Verordnung wird auch bei Entrichtung von 
staatlichen Abgaben, Steuerzuschlägen und Strafen be- 
rücksichtigt werden. 


Durchführung des Spiritus und Branntweinmono- 
poles (Durchführungsvorschrift). 


vom 26. September 1916, Nr. 107551). 


Auf Grund der $$ 2, 5 und 20 der Verordnung des 
Armee-Oberkommandanten vom 22. April 1916, Nr. 55 
V.-Bl. wird angeordnet, wie folgt: 


A 81. 
Ausnahmen vom Monopole. 


Vom Einfuhr- und Absatzmonopole ($ 1 der Ver- 
ordnung des Armee-Oberkommandanten), ausgenom- 
men ist jeder aus der österreichisch-ungarischen Mo- 
narchie eingeführte, aus Obst oder durch Zusatz pflanz- 
licher Stoffe erzeugte Branntwein (Likör, Rosoglio, 
Rum, Cognac etc.), sowie jeder im anipe ronge 
aus Obst erzeugte Branntwein. 

Der eingeführte, vom vom Monopole befreite Brannt- 
wein unterliegt einer Abgabe, die mit dem Zolle einge- 
hoben wird und bei einer Gradhältigkeit von höchstens 
50 Grad Alkohol 50% des Zollsatzes, bei einer höheren 
Gradhältigkeit 75% des Zollsatzes, beträgt. 

In dieser Abgabe sind die ärarischen kona 
sionsgebühren inbegriffen. 


g 2 


Beschränkung des Absatzes. 


Die nach § 4 der Verordnung des Armee-Ober- 
kommandanten zum Absatze vor Spiritus oder Brannt- 
wein ermächtigten Personen dürfen nur solchen Spi- 
ritus oder Branntwein absetzen, der nach $ 1 vom Mo- 
nopole ausgenommen ist, oder von der k. u. k. Militär- 
verwaltung bezogen, oder aus dem von ihr bezogenen 
Spiritus oder Branntwein erzeugt wurde. 


88. 
Übernahms- und Übergabspreise durch die k. u. k. Mili- 
tärverwaltung, Verschleisspreise. 


Der Erzeuger hat der k. u. k. Militärverwaltung 
den Spiritus oder Branntwein im Rohzustande um 
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7 Kopeken, im rektifizierten Zustande um 8.2 Kopeken 
per einen Eimergrad Alkohol, loco der von der k. u. k. 
Militärvenwaltung zu bestimmenden Lieferungsstellen, 
abzugeben. Die Menge und Gradhältigkeit der abgege- 
benen Flüssigkeit wird an der von der k. u. k. Militär- 
verwaltung für jeden Erzeuger festgesetzten Über- 
nahmsstelle amtlich ermittelt. 

Der Raffinierungslohn wird mit 1 Kopeke per 


Eimergrad des abgegebenen rektifizierten Spiritus fest-- 


gesetzt. 

Die Preise und der Raffinierungslohn (Absatz 1 
und 2) gelten nur für den aus Kartoffeln oder Getreide 
erzeugten Spiritus. Aus allen anderen Rohstoffen (Me- 
lasse, Rübe) erzeugte Spiritus, sowie Presshefespiritus 
darf nicht für den Konsum, sondern nur für gewerbli- 
che Zwecke oder zur Ausfuhr verarbeitet werden; die 
Preise und der Raffinierungslohn für diese Sorten wer- 
den bei Übernahme durch die k. u. k. Militärverwaltung 
fallweise festgesetzt. 

Die k. u. k. Militärverwaltung überlässt den kon- 
zessionierten Händlern den Spiritus oder Branntwein 
um einen Preis, der vom k. u. k. Militär-General-Gou- 
vernement derart bemessen wird, dass er um eine Pro- 
vision von nicht mehr als 5% hinter dem Verschleiss- 
preise zurückbleibt. Der Preis muss in Goldmünzen er- 
legt werden, die zu ihrem jeweilig verlautbarten An- 
nahmewerte berechnet werden. Die Empfangsstelle ist 
ermächtigt, in rücksichtswürdigen Fällen den Preis in 
anderen gesetzlichen Zahlungsmitteln entgegenzuneh- 
men. 

Der Vierschleisspreis beträgt 47 Kopeken per 
Eimergrad Alkohol. 

Der Verschleisspreis findet auf den nach $ 1 vom 
Monopole ausgenommenen Branntwein, sowie auf jenen 
Branntwein keine Anwendung, der aus dem von der 
k. u. k. Militärverwaltung bezogenen Spiritus durch 
Zusatz pflanzlicher Stoffe erzeugt wurde (Likör, Ro- 
soglio, Rum, Cognac etc.). 


§ 4. 
Übernahms-, Übergabs- und Verschleissbedingungen. 


Die Übernahme des Spiritus oder Branntweines 
vom Erzeuger erfolgt nur durch Organe, die von der 
k. u. k. Militärverwaltung mit Ermächtigungsdekreten 
beteilt sind. 

Die Übergabe von Spiritus oder Branntwein an 
den Handel erfolgt nur im rektifizierten- Zustande in 
einer Stärke von 50 oder 95 Grad Alkohol, in Mengen 
wenigstens einem Eimer (12.299 Liter), in versiegelten 
mit Etiketten versehenen Flaschen von 1/40, 1/20 oder 
1/4 Eimer Inhalt, oder in versiegelten Fässern oder 
anderen Gefässen. 

Die Übergabe an den Handel wird auf den Fla- 


`à 


Beilage A. 


im Okkupationsgebiete 
Polens. 


. e 95° 
Spiritus 5; 


Eimer-Preis 
Preis des Gefässes 


Zusammen 


(Stampiglie) 


~ 


K. u. k. 
Spiritus- 
Magazin 


Nr. 


e 
f 
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schen, Fässern oder anderen Gefässen durch Etiketten 
und Siegel nach den als Beilage A angeschlossenen 
l’ormularien ersichtlich gemacht. 

Beim Absatze müssen die Preise, die sich für den 
verkauften Spiritus oder 
Branntwein ergeben, auf den Gefässen deutlich ersicht- 
lich sein. x 

Beim Ausschanke müssen die Preise für je 1/8 
Liter oder für ein kleineres Gefäss, in dem der Aus- 
schank erfolgt, durch Anschlag im Lokale ersicht- 
lich sein. 


in geschlossenen Gelässen 


§ 5. 


Transporte. 


Jeder Transport von Spiritus oder Branntwein 
muss von einer amtlichen Bestätigung begleitet sein, 
dass er zur Ausübung des Monopolrechtes der k. u. k. 
Militärverwaltung oder mit ihrer Bewilligung erfolgt. 

Ausgenommen von dieser Vorschrift sind Trans- 
porte: ; 

1. von Likör, Rosoglio, Rum, Cognac etc. oder 
Obstbranntwein ($ 1 und 3, Schlussabsatz), 

2. von solchem Spiritus oder Brannwein, der von 
der k. u. k. Militärverwaltung bereits dem Handel 
übergeben wurde ($ 4, Absatz 2). 


86. 


Verpflichtungen der Brennereien, Raffinerien und Händler. 


Die Unternehmer, die sich mit der Herstellung 
oder dem Absatze von Spiritus oder Branntwein befas- 
sen, haben bezüglich der Art der Herstellung und des 
Betriebes, bezüglich des Füllens und Umfüllens in die 
Gefässe, bezüglich der Übergabe und Übernahme von 
Spiritus und Branntwein und bezüglich der Ausweis- 
leistung hierüber den ihnen von der k. u. k. Militär- 
verwaltung jeweils vorgeschriebenen Vorgang einzu- 
halten und die hierfür erlassenen Weisungen zu beo- 
bachten. 

Zur Mitwirkung bei der Durchführung des Spi- 
ritus- und Branntweinmonopoles kann die k. u. k. Mi- 
litärverwaltung eine Körperschaft oder Anstalt berufen 
und deren Verpflichtungen und Vollmachten festsetzen. 


87. 


Umfang der Konzession zum Absatze. 


Die Konzession zum Handel mit dem dem Mono- 
pole unterliegenden Spiritus oder Branntweine ermäch- 
tigt zum Bezuge und Absatze dieser Flüssigkeiten in 
jenen Flaschen, in denen sie von der k. u. k. Militär- 
verwaltung abgegeben werden ($ 4, Absatz 2). 

Die Konzession zum Ausschanke ermächtigt zum 
Bezuge der Flüssigkeiten in allen Gefässen, in denen 
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sie von der k. u. k. Militärverwaltung abgegeben werden 
und zum Absatze auch in unverschlossenen Gefässen 
($ 8 der Verordnung des Armeeoberkommandanten). 

In Bezug auf jenen Branntweiń, der dem Mono- 
pole nicht unterliegt, ermächtigt die Konzession zum 
Handel, zum Bezuge, und zum Absatze des Brannt- 
weines in allen handelsüblich verschlossenen Gefässen, 
die Konzession zum Ausschanke zum Bezuge in solchen 
Gefässen und zum Absatze auch in unverschlossenen 
Gelässen. 


§ 8. 


Lieferungskontingent. 


Die Unternehmer, die sich mit der Herrstellung 
von Spiritus oder Branntwein befassen, haben die in 
der nächsten Betriebsperiode, das ist in der Zeit vom 
1. September des einen bis Ende August des. nächst- 
folgenden Jahres, voraussichtlich zu erzeugende oder 
zu verarbeitende Jahresmenge im Wege des Kreiskom- 
mandos bis spätestens 31. Juli eines jeden Jahres anzu- 
zeigen. . 

Das Militär-General-Gouvernement wird sodann 
den einzelnen Brennereien mitteilen, welche Spiritus- 
mengen und an welche Raffinerien diese von ihnen 
abzuliefern sein werden. Mit den Lieferungskontingen- 
ten werden nur landwirtschaftliche Brennereien nach 
Massgabe ihrer Leistungsfähigkeit, sowie im Verhält- 


nisse der zur Brennereiwirtschaft gehörenden bebauten 


Ackerflächen unter der Bedingung beteilt, dass die bei 
Branntweinerzeugung gewonnene Schlempe als Vieh- 
futter verwendet wird. 


Brennereien oder Raffinerien, die in der abge- 


laufenen Betriebsperiode nicht im Betriebe standen, ° 


werden mit einem Lieferungskontingente nur beteilt, 
wenn die Wiederaufnahme des Betriebes mit Zustim- 
mung des Militär-General-Gouvernements erfolgt ist; 
diese Zustimmung wird nur nach Massgabe des tat- 
sächlichen Bedarfes erteilt. 

Betriebe, in denen im Betriebsjahre weniger als 
50% der abzuliefernden Mengen zur Übergabe an die 
k. u. k. Militärverwaltung bereitsgestellt wird, können, 
wenn nicht die Unmöglichkeit, eine der Anmeldung 
entsprechende Menge herzustellen, nachgewiesen wird, 
vom Militär-General-Gouvernement geschlossen wer- 
den. 

Dieser Paragraph findet auf den durch Zusatz 
pflanzlicher Stoffe erzeugten Branntwein (Likör, Ro- 
soglio, Rum, Cognac etc.), sowie auf Obstbranntwein 
keine Anwendung. 


89. 


Denaturierter Spiritus. 


Die Einfuhr und der Absatz von denaturiertem 
Spiritus sind von den gegenwärtigen Verordnungen 


r 


der k. u. k. Militärverwaltung 
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ausgenommen und werden vom Militär-General-Gou- 
vernement durch besondere Vorschriften geregelt. Hie- 
bei wird auch die Art der Denaturierung, sowie der 
Bezug des Denaturierungsmittels festgesetzt. 


§ 10. 


Den landwirtschaftlichen Brenereien wird ein 
Schwendungsabschlag von 2% von dem jährlichen Ge- 
samlerzeugnisse zugestanden. In diesem Schiwendungs- 
abschlage sind alle Erzeugungs-, Lager- und Trans- 
portverluste der Brennereien inbegriffen. 

Eine weitere Bonifizierung der Brennereien findet 


nicht statt. 


g 11. 


Übergangsbestimmungen. 


Die am 1. Oktober 1916 in den Brennereien und 
Raffinerien verbleibenden Spiritusmengen werden von 
gegen die im $ 3 fest- 
gesetzten Preise und unter den dortselbst verzeichneten 
- Bedingungen übernommen. 

Die für diese Mengen bereits entrichtete Monopols- 
abgabe wird bei der Übernahme rückvergütet, bei re- 
ktifiziertem Spiritus unter Zuschlag von 2% für die 


; _ Raffinations- und Lagerverluste, daher mit 30.6 Kope- 


ken per Eimergrad der übernommenen rektifizierten 


-Spiritusmenge. 


Die am 1. Oktober 1916 in den Magazinen (En- 
groslagern) und bei den Händlern vorhandenen Spiri- 


~ tus- und Branntweinvorräte von einem Eimer Alkohol 


aufwärts unterliegen der Nachtragssteuer von 4 Kope- 
ken per Eimergrad Alkohol. 


g12. 


Wirksamkeitsbeginn. 
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1916 in 


Kraft. 


T. 


Heranziehung des Verbandes der Branntweinbren- 
nereiunternehmer mit dem Sitze in Lublin zur 
Mitwirkung bei der Durchführung des Spiritus- 
und Branntweinmonopoles. 
(Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gouvernements 
vom 26. September 1916, Nr. 107551/16). 
Mit Bezug auf $ 6 der Verordnung des k. u. k. 
Militärgeneralgouverneurs vom 26. September 1916, Nr. 
75 V. Bl, betreffend die Durchführung des Spiritus- 


ar ©, 


und Branntweinmonopoles (Durchführungsvorschrift) 
wird angeordnet, wie folgt: 


Artikel I. 


Der »Verband der Brannweinbrennereiunterneh- 
mer mit dem Sitze in Lublin« hat innerhalb des Ge- 
bietes des k. u. k. Militär-Generalgouvernements Lu- 
blin von den Branntweinbrennereien den Spiritus in je- 
nen Mengen sukzessive zu übernehmen, die vom Mili- 
tär-Generalgouvernement gemäss $ 8 der obzitierten 
Durchführungsvorschrift für die einzelnen Brennereien 
als Kontingent festgesetzt und bekanntgegeben werden. 

Die Übernahme des Spiritus hat durch den Ver- 
band loco jener Raffinerien zu erfolgen, welchen die 
betreffenden Brennereien vom Militär-Generalgouver- 
nement auf Grund der vorher zwischen dem Verbande 
und den Raffinerien bezüglich der Rektifizierung des 
Spiritus abgeschlossenen Vereinbarungen zugewiesen 
werden. 

Diese Teraa hat der Verband dem Mi- 
litär-Generalgouvernement spätestens bis zum Zeit- 
pnkte der an die Brennereien erfolgenden Kontingent- 
verlautbarung bekanntzugeben. Ebenso sind nach- 
trägliche Vereinbarungen mit den Raffinerien oder Än- 
(derungen der bereits angezeigten Verträge dem Mili- 
tär-Generalgouvernement zur Kenntnis zu bringen. 

Im Falle eines Spiritusbedarfes für militärische 
Zwecke haben die Brennereien, oder der Verband der 
Brennereiunternehmer, den Spiritus in erster Linie der 


k. u. k. Militärverwaltung gegen Vergütung von 7 Kop. - 
o oo d d 


für Rohspiritus loco Bahnstation und 8.2 Kop. für re- 
ktifizierten Spiritus loco Raffinerie per Eimergrad Al- 
kohol, prompt zu übergeben. 

In diesem Falle wird die Menge und Gradhältig- 
keit des Rohspiritus in der Brennerei, jene des rektifi- 
zierten Spiritus in der Raffinerie ermittelt. 

Der Verband hat den zuständigen Kreiskomman- 
dos jene Personen nahmhaft zu machen, die bei der 
Durchführung des Spiritus- und Branntweinmonopo- 
les verwendet werden. Dieselben müssen volljährig und 
unbescholten sein und haben sich behufs Beteilung mit 
den Ermächtigungsdekreten ($ 4, Abs. 1 der Durchfüh- 
rungsvorschrift) beim zuständigen Kreiskommando zu 
melden. Der Verband haftet für die Handlungen und 


Unterlassungen aller mit den Ermächtigungsdekreten 


versehenen Organe und ist dafür veräntwortlich, dass 
andere Organe zur Ausübung von Exekutivrechten ge- 
genüber Parteien nicht herangezogen werden. 


Artikel II. 


Der Verband hat für den gemäss Artikel I dieser 
Verordnung übernommenen Rohspiritus den -in $ 3, 
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Absatz 1, der Durchführungsvorschrift festgesetzten 
Preis auf Grund der in der Raffinerie amtlich erfolgten 
Ermittlung der Menge und Gradhältigkeit der einzel- 
nen Brennereien innerhalb Monatsfrist, hingegen den 
Raffinerien, welchen der Rohspiritus zur Raffinierung 
übergeben wurde, den Raffinierungslohn von 1 Kop. 
pro Eimergrad des abgelieferten rektifizierten Spiritus 
in gegenseitig vereinbartem Zeitpunkte zu bezahlen. 


Artikel III. 


Der Verband hat den Spiritus und Branntwein 
in dem Zustande, in der Art und in den Mengen, wie 
dies in $ 4, Absatz 2, der Durchführungsvorschrift vor- 
gesehen ist, an den Handel um jene Preise abzugeben, 
die auf Grund des $ 3, Absatz 4, derselben Vorschrift 
vom k. u. k. Militärgeneralgouvernement bemessen und 
den Organen des Verbandes jeweils bekanntgegeben 
werden. i 

Die Ausbeute von Spiritus oder Branntwein in 
rektifiziertem Zustande, der dem Handel übergeben 
werden kann, wird nach der Menge des zur Rektifi- 
zierung übernommenen Rohspiritus berechnet. 

Auf 100% des zur Rektifizierung übernommenen 
Rohspiritus werden 96% auf rektifizierten Spiritus er- 
ster Gattung gezählt; 4% entfallen auf sämtliche 
Schwendungen (Raffinations-, Lager-, Transport- und 
Umfüllungsverluste) und auf Rektifikationsrückstände 
(Fuselöl, Äther etec.). 

Die Gesamtabrechnung der Schwendungen und 
Rektifikationsrückstände wird mit Ende der Betriebs- 
periode ($ 8 der Durchführungsvorschrift) und zwar 
in den ersten Tagen des Monates September oder mit 
dem Tage der Enthebung des Verbandes von der Mit- 
wirkung bei der Durchführung des Spiritus- und 
Branntweinmonopoles- erfolgen. Auf Grund des Ergeb- 
nisses der Abrechnung hat der Verband der Militär- 
verwaltung für jeden das bezeichnete Ausmass über- 
schreitenden Abgang den Betrag von 34 Kop. pro Eimer- 
grad Alkohol binnen drei Tagen bei der Kassa eines 
Kreiskommandos zu bezahlen. - A 

Die Raffinierungsrückstände (Äther, Öle, die vom 
Waschen zurückbleibenden Gewässer etc.) bleiben 
Eigentum des Verbandes, dürfen jedoch auf Trink- 
branntwein nicht umgewandelt werden. 

Die Reinheit des zur Übergabe an den Handel ge- 


= eigneten Spiritus oder Branntweines muss folgender 


Probe entsprechen: 
10 Teile gereinigten Spiritus, enthaltend wenig- 


stens 95% Stärke, werden mit 9 Teilen Schwefelsäure 


vom spezilischen Gewichte 1.84 gemischt; die Mischung 


wird zum Sieden gewärmt, die Flüssigkeit soll farblos 


bleiben, 


Artikel IV. 


Der Verband hat den zur Übergabe an den Han- 


del geeigneten Spiritus oder Branntwein von den Raf- 


finerien in die vom Verbande errichteten Magazine 
(Engroslager) transportieren zu lassen und wird dort 


unter Aufsicht der Finanzorgane in den speziell hiezu 


eingerichteten Umfüllungsstellen in Gefässe umgefüllt, 
wobei die Anordnungen des $ 4 der Durchführungsvor- 
schrift genau einzuhalten sind. 

Der Verband hat in den Magazinen stets einen 
dem laufenden Bedarfe 
Branntweinerzeugsnissen in, 


allen vorgeschriebenen 
Mengen am Lager zu erhalten. 


Die Verschleisspreise haben auf den in der Durch- 


führungsvorschrift vorgesehenen Etiketten zu lauten: 
a) bei 50-grädigem Branntweine: 

auf hölzernen Gefässen von 1 Eimer Inhalt = 23 R. 
50 Kop., 

auf Flaschen von 1/40 Eimer Inhalt = 59 Kop. 


auf Flaschen von 1/20 Eimer Inhalt = 1 R. 18 Kop, ` 


auf Flaschen von 1/4 Eimer Inhalt — 5 R. 88 Kop.; 
b) bei 95-grädigem Branntweine: 

auf hölzernen Gefässen von 1 Eimer Inhalt = 44 R. 
65 Kop., 

auf Flaschen von 1/40 Eimer Inhalt = 1 R. 12 Kop, 

auf Flaschen von 1/20 Eimer Inhalt = 2 R. 24 Kop. 

auf Flaschen von 1/4 Eimer Inhalt 11 R. 17 Kop. 


Der Wert des Gefässes ist in den oben angeführ- 


ten Beträgen nicht inbegriffen und muss neben dem 


entsprechenden Vorrat an 


Preise des Getränkes auf den Etiketten ersichtlich ge ai 


macht werden. 

Der Verband darf den Spiritus oder Branntwein 
nur aus dem Magazine und zwar nur an Händler ab- 
geben, die sich mit einer Konzessionsurkunde gemäss 
$ 6 der Verordnung des Armeeoberkommandanten 
ausweisen können; hiebei hat der Verband gegenüber 
allen Händlern des der Übergabstelle zugewiesenen 
Rayons in gleicher Weise vorzugehen. 


Artikel V. 
Der für die Übergabe an den Handel bestimmte 


Spiritus darf von der Raffinerie in die Magazine (Um- 
füllungsstellen) nicht früher weggebracht werden, bevor 


der Verband für das auszuführende Quantum den Be- 


trag von.34 Kop. pro Eimergrad Alkohol an die Kassa 
eines k. u. k. Kreiskommandos entrichtet hat. - 

Diese Zahlung bildet die Pauschalsumme des an 
die k. u. k. Militärverwaltung abzuführenden Reiner- 
trages. 


Der Rest der festgesetzten Verschleisspreise bildet 
das unbeschränkte Eigentum des Verbandes, als Ersatz 


für den entrichteten Rohspirituspreis, die Rektifizie- 
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rungskosten, Schwendungen, Transportspesen und alle 
wie immer gearteten Regiekosten. 


Artikel VI. 


Der Verband hat die Zahlungen an die k. u. k. 
Militärverwaltung in demselben Umfange in Goldmün- 
zen oder Rubelwährung zu leisten, in dem der Verband 
für die abgegebenen Mengen an Spiritus oder Brannt- 
wein Goldmünzen oder Rubelwährung einnimmt. 


Artikel VIL 


-Der Verband hat alle gesetzlichen Vorschriften 
über die Erzeugung und Raffinierung von Spiritus oder 
Branntwein, Verfrachtung, »Umfüllung, Auszahlung, 
Buch- und Rechnungsführung, Berichterstattung ef, 
genau einzuhalten und über Weisung des k. u. k. Mi- 
litär-Generalgouvernements auch weitere Bücher und 
Behelfe zu führen, Berichte zu erstatten und Ausweise 
vorzulegen. 

Die Organe der k. u. k. Militärverwaltung können 
gegenüber der gesamten Geschäftsgebarung des Ver- 
bandes, ebenso wie seiner Mitglieder die im $ 11, Ab- 
satz 2, der Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vorgeschriebenen Aufsichtsbefugnisse ausüben. 


Artikel VIII. 


Bei seiner gesamten Geschäftsführung hat der Ver- 
band sicherzustellen, dass tatsächlich die Verordnung 
des Armeeoberkommandanten vom 22. April 1916 und 
die Durchführungsvorschrift des k. u. k. Militär-Gene- 
ralgouverneurs vom 26. September 1916 strengstens 
beobachtet und alle durch Schmuggel oder sonstige be- 
trügerische Machenschaften beschafften Spiritus- oder 
Branntweinmengen der behördlichen Beschlagnahme 
zugeführt werden. 


Artikel IX. 


Zur Sicherstellung der Erfüllung der Anordnun- 
gen: der k. u. k. Militärverwaltung hat der Verband 
eine Kaution im Betrage von 50000 Kronen zu leisten 
und spätestens am Tage des Wirksamkeitsbeginnes 
dieser Verordnung in Baarem oder in pupillarsicheren 
Obligationen beim k. u. k. Militär-Generalgouverne- 
ment zu erlegen. 

Bei Zuwiderhandlungen können dem Verbande 
oder seinen schuldtragenden Organen Ordnungsstrafen 
in der Höhe von 10—1000 Rubeln vom k. u. k. Militär- 
Generalgouvernement auferlegt werden. Bei Nichtzah- 
lung haftet für diese Strafen die obige Kaution. 

Für jeden, diese Kaution übersteigenden Scha- 
den, der durch Nichterfüllung der Bestimmungen dieser 
Verordnung seitens des Verbandes oder seiner ‚Organe 


der.k. u. k. Militärverwaltung zugefügt werden sollte, 
haftet der Verband mit seinem gesamten Vermögen, 
sowie mit den Spiritusbetriebsanlagen seiner Mitglie- 
der, ferner jeder Brennereiunternehmer mit der zuge- 
hörigen Landwirtschaft und sonstigem Vermögen im 
Verhältnisse des aus seinen Betriebsstätten ausgeführ- 
ten Spirtus oder Branntweines. 

Die Kaution wird nach Enthebung des Verbandes 
von der Mitwirkung bei der Durchführung des Spiri- 
tus- und Branntweinmonopoles und Erfüllung aller 
noch schwebenden Verbindlichkeiten dem Verbande 
gleich rückgestellt. 


Artikel X. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1916 
in Kraft, soferne der Verband an diesem Tage die zur 
Durchführung des Monopoles notwendigen Einrich- 
tungen getroffen hat. 

Bei Nichteinhaltung dieses, Termines wird dem 
Verbande für jeden Verzugstag eine Strafe von 100 Ru- 
beln auferlegt, soweit der Verband nicht nachweist, dass 
die Nichteinhaltung dieses Termines ohne sein Ver- 
schulden entstanden ist. 


Artikel XI. 


Bei Enthebung des Verbandes von der Mitwir- 
kung bei der Durchführung des Spiritus- und Brannt- 
weinmonopoles hat der Verband die in den Raffinerien 
vorhandenen Spiritus- und Branntweinvorräte an die 
k. u. k. Militärverwaltung gegen nachstehende Vergü- 
tung pro Eimergrad Alkohol zu übergeben: 

a) für Rohspiritus in der Raffinerie... . . 7 Kop: 
b) für raffinierten Spiritus in der Rafinerie . 8.2 Kop. 

Für den Absatz des bereits in den Magazinen 
(Umfüllungsstellen) befindlichen Spiritus oder Brannt- 
weines an die konzessionierten Verschleisser wird eine 
angemessene Frist bestimmt werden. 

Bei der Auflösung der k. u. k. Militärverwaltung 
in Polen finden die Bestimmungen des vorstehenden 
Absatzes bezüglich der Übergabe der Spritus-- und 
Branntweinvorräte keine Anwendung. 


Bestimmungen 


über die Entrichtung der Nachsteuer aus Anlass der 
Durchführung des Spiritus- und Branntweinmonopoles. 
(8 11 der Durchführungsvorschrift vom 26. Sept. 1916). 


Art. 1. 
Gegenstand der Nachsteuer. 


Die im Okkupationsgebiete am 1. Oktober 1916 in 
den Magazinen (Engroslagern, Niederlagen) und bei 
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den Händlern (einschliesslich Schänkern) vorhandenen 
Spiritus- und Branntweinvorräte, welche in den freien 
Verkehr übergegangen und zur Veräusserung bestimmt 
sind, unterliegen der Nachsteuer von 4 Kop. per Eimer- 
grad Alkohol. 


Art. II. 


Befreiung von der Nachsteuer. 

Sämtliche, a) aus der österr.-ungar. Monarchie 
eingeführte und vom Monopole ausgenommene ($ 1 
der Durchführungsvorschrift), ferner b) durch die Mi- 
litärverwaltung erworbene, ebenso c) im Besitze der 
privaten Haushaltungen befindliche und nicht zum 
Verschleisse bestimmte, ferner d) in den Magazinen 
und bei den Händlern befindliche Spiritus- und 
Branntweinerzeugnisse in Mengen unter einem Eimer 
absoluten Alkohols sind von der Nachsteuer befreit. 


Art. III. 


Anmeldung. 


Personen, welche nach Artikel I nachsteuerpflich- 
tige Vorräte an Spiritus- oder Branntweinerzeugnissen 
besitzen, sind verpflichtet, die Menge und den Alkohol- 
gehalt, sowie den Ort und die Räume der Aufbewah- 
rung dieser Vorräte nach dem Stande vom 1. Oktober 
~ y <e 
1916 bis längstens 6. Oktober 1916 dem zuständigen 
Finanzwäch-Postenkommando schriftlich in dreifacher 
Ausfertigung anzumelden. 

Das Finanzorgan, bei dem die Anmeldung über- 
reicht wird, hat die eingestellten Daten auf ihre Voll- 
ständigkeit zu prüfen und auf allen drei Parien den 
Tag der Überreichung zu bestätigen. Radierte, korri- 
gierte oder unvollständige Anmeldungen sind zurück- 
zuweisen. Ein Pare der Anmeldung ist der Partei zu- 
rückzustellen. 

Art. IV. 


Feststellung der Menge und Gradhältigkeit. 

Die Menge der vorrätigen Spiritus- und Brannt- 
weinerzeugnisse wird nach dem faktischen Raumin- 
halte der einzelnen Gefässe und bei unvollständig ge- 
füllten Gefässen mittels kubischer Berechnung fest- 
gestellt. 

Kommen Behältnisse von gleicher Grösse vor, so 
ist der Inhalt je eines Behältnisses jeder Grössentype 
zu ermitteln; die Mengenfeststellung erfolgt dann rech- 
nungsmässig durch Multiplikation des Inhaltes mit der 
Anzahl der Behältnisse. 

Die Gradhältigkeit der anmeldungspflichtigen 
Spiritus- und Branntweinerzeugnisse wird mit nach- 
stehenden Durchschnittsziffern berechnet: 4 
1. bei Spiritus mit 90 Grad, l 
2. bei Spiritusessenzen mit 70 Grad, 
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3. bei Rum, Cognac, Sliwowitz, Franzbranntwein 
mit 60 Grad, 

4. bei gewöhnlichen Trinkbranntwein und den 
sonstigen zubereiteten, jedoch nicht versüssten Brannt- 
weingattungen mit 50 Grad, 

5. bei Likör, Rosoglio und allen versüssten Brannt- 
weingattungen mit 35 Grad Alkohol. 


Art. V. 


Beamtshandlung der Anmeldung. 

Auf Grund der Anmeldung hat die amtliche Er- 
hebung der Menge und der Gradhältigkeit der Spiri- 
tus- und Branntweinvorräte im Sinne des Artikels IV. 
zu erfolgen. 

Die ab 1. Oktober 1916 abgesetzten Spiritus- und 
Branntweinmengen sind dem amtlich erhobenen Vor- 
räte zuzurechnen, hingegen die von der Monopolsver- 
waltung bezogenen von demselben in Abzug zu brin- 
gen. Der amtlich konstatierte Befund, sowie die hiebei 
ermittelte Nachsteuer sind in die drei Parien der An- 
meldung gleichlautend einzusetzen. 

Die Partei ist verpflichtet, die bemessene Nach- 
steuer binnen 8 Tagen bei der ‘Kassa des zuständigen 
Kreiskommandos zu entrichten und hat das mit den 
Einzahlungsdaten versehene Pare der Anmeldung dem 
zuständigen Finanzwachpostenkommando vorzuweisen 
und dasselbe bis Ende November 1916 aufzubewahren. 

Das Finanzwachpostenkommando hat die beiden 
zurückbehaltenen Parien der Anmeldungen mit den 
Einzahlungsdaten zu versehen und hievon je ein Pare 
mit einem Namensverzeichnisse dem zuständigen Kreis- 
kommando bis spätestens 24. Oktober 1916 vorzulegen, 
hingegen das verbleibende dritte Pare der Anmeldun- 
gen für Kontrollzwecke und zur Überwachung der Ein- 
zahlung allfälliger Rückstände in Aufbewahrung zu 
nehmen. 


e Art. VI. 


Transporte. 


Spiritus- und Branntweinerzeugnisse, welche sich 
während der Nachversteuerung auf dem Transporte be- 
finden, hat der Empfänger nach Eintreffen in dem 
Bestimmungsorte binnen drei Tagen bei dem Finanz- 
wachpostenkommando ordnungsgemäss anzumelden 
und die entfallende Nachsteuer zu entrichten. Für diese 
Transporte haben die Bestimmungen des Art. V. auch 
zu gelten. 


Art. VII. 


Kontrollsrecht. 


Die nachsteuerpflichtigen Personen sind bis Ende 
November 1916 verpflichtet, hinsichtlich ihrer Spiritus- 
und Branntweinvorräte den Bezug oder die Entrichtung 
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der Nachsteuer auszuweisen und stehen in dieser Hin- 
sicht während dieser Zeitperiode unter finanzämtlicher 
Kontrolle. ` 

Art. VIII. 


Strafbestimmungen. 

Wird die vorgeschriebene Anmeldung eines am 
1. Oktober 1916 vorhandenen Spiritus- oder Brannt- 
weinvorrates unterlassen, oder die angemeldete Alko- 
holmenge um 10% geringer, als die vorhandene, befun- 
den, so ist eine Strafe mit dem zwei- bis vierfachen 
der verkürzten Nachsteur vom Kreiskommando zu ver- 
hängen, und sind die bis einschliesslich 6. Oktober 1916 
nicht angemeldeten Branntweinvörräte als verfallen 
zu erklären. Im Nichteinbringungsfalle der Nachsteuer 
ist eine entsprechende Arreststrafe zu verhängen. 

Die vorschriftsmässig angemeldeten Spiritus- und 
Branntweinvorräte können, insoferne sie den Gegen- 
stand des ärarischen Getränkeverschleissmonopoles 
bilden, ohne spezielle Ermächtigung der Militärver- 
waltung auf Grund der bisherigen Konzessionen bis 
einschliesslich 15. Oktober 1916 abgesetzt werden. 


9. 
E. Nr. 14781/916. 


Einhebung erhöhter Stempelgebühren. 


(Verordnung des k. u. k. Militär-General-Gouverneurs 
i vom 21. Juli 1916, Nr. 52814). 


In Übereinstimmung mit dem am 4. Oktober 1914 
sanklionierten Beschlusse des russischen Ministerrates 
(russ. RGBL. Nr. 308 vom 12. November 1914, Z1. 2870) 
wird gemäss des Art. 48 der Haager Landkriegordnung 
verordnet wie folgt: 

1. Die bisherige fixe Stempelgebühr im Betrage 
von 1 Rb. 25 Kop. per Bogen (Art. 13 des Geb.-Ges. Ges.- 
Samml. Band V., Ausgabe v. J. 1912) wird auf 2 Rb. 
von jedem Bogen erhöht. 

2. Die bisherige fixe Stempelgebühr im Bertage 
von 75 Kop. per Bogen (Art. 14 und 15 des Geb.-Ges. 
Ges.-Samml. Band V., Ausgabe v. J. 1912) wird auf 1 Rb. 
von jedem Bogen erhöht. 

3. Die Aktenstempelgebühr der niederen Norm 
(Art. 50, P. 2 des Geb.-Ges., Ges.-Samml. Band V., Aus- 
gabe v. J. 1912) von den im Artikel 57 und 57/1 des Ge- 
bührengesetzes (Ausgabe 1903 und 1912) aufgezählten 
Akten und Urkunden auf jeden Betrag wird auf 10 Kop. 
von je 100 Rb. des Betrages bis zu 10000 Rb. und auf 
1 Rb. von je 1000 Rb. des 10000 Rb. übersteigenden Be- 
trages festgesetzt, wobei nicht volle 100 Rb. und 1000 Rb. 
als voll gerechnet werden. 

4. Die Aktenstempelgebühr der höheren Norm von 


den im Artikel 54 des Geb.-Ges. (Ges.-Samml. Band V., 


‚Ausgabe ex 1903) genannten verzinslichen Wertpapie- 


ren wird auf 1% des Wertes dieser Effekten (Art. 37 des 
Geb.-Ges.) festgesetzt. 

5. Die Absätze 21, 27 und 30 des Art. 13, Absatz 
1 des Art 38. Artikel 45, Artikel 51/1, 57/1, 60 (alle nach 
Ausgabe ex 1912) und Artikel 128 des Geb.-Ges. (Ges.- 
Samml. Band V., Ausgabe. ex 1903) werden wie folgt, 
abgeändert. 


Art. 13. 


Der fixen Stempelgebühr à 2 Rb. von jedem Bogen 
unterliegen: 

Abs. 21. Auszüge (mit Ausnahme der ersten d. i. 
der Hauptexemplare; Notariatsordnung ex 1892, Art. 195, 
196) und Abschrilten der Akten und Urkunden, welche 
der perzentuellen Stempelgebühr unterliegen, ferner 
Protesturkunden über Geldverpflichtungen, welche der 
Wechselstempelgebühr unterliegen, wenn die Stempel- 
gebühr von dem ersten oder Hauptauszuge, Original- 
akte u. Urkunde oder von der protestierten Geldver- 
pflichtung nicht weniger als 2 Rb. beträgt. 

Abs. 27. Assekuranzpolizzen, sowie die dieselben 
vertretenden Rechnungen und Quitiungen bei allerlei 
Versicherungen (mit Ausnahme jener im Artikel 68, 
Absatz 1 und Art. 69, Absatz 12) ferner allerlei Verträ- 
ge über Versicherungen der Effekten, Aktien und ver- 
zinslichen Wertpapiere, wenn die entfallende Prämie 
30 Rb. und bei Feuerversicherungen, wenn diese Prä- 
mie 30 Rb., nicht aber 400 Rb. übersteigt. 

Abs. 30. Die seitens der staatlichen, öffentlichen 
und privaten Kreditinstitute, dann durch die Bankge- 
schäfte treibenden Wechselstuben und Privatgesell- 
schaften ausgestellten Zeugnisse, Billets und Geldein- 
lagscheine über Geldeinlagen mit oder ohne Termin 
(mit Ausnahme der Geldeinlagen auf laufende Re- 
chnung), wenn die Geldeinlage 1000 Rb. übersteigt so- 
wie über Depositeneinlagen (ausgenommen die Einla- 
gen auf laufende Rechnung), wenn die Depositenein- 
lage 1000 Rb. nicht aber 2000 Rb. übersteigt. Wenn die 
in Rede stehenden Zeugnisse, Billets und Bescheini- 
gungen in Form spezieller Erlagsbücher ausgefolgt wer- 
den, unterliegt der Stempelgebühr jede Eintragung 
über eine 1000 Rb. übersteigende Geldeinlage und bei 
Depositeneinlagen jede Eintragung über eine 1000 Rb. 
nicht aber 2000 Rb. übersteigende Geldeinlage. 


Art. 38. 


Verabredungen und Verpflichtungen, in welchen 
beim Vertragsabschlusse der Wert des Entgeltes im vo- 
raus nicht angegeben werden kann, z. B. bei den Liefe- 
rengen der Materialien nach dem vereinbarten Preise 
in einer Quantität, welche je nach dem’ Bedarfe sich 
ergeben wird, bei Ausführung der Arbeit gegen tägliche 


Entlohnung, wenn die Entlohnung von der Anzahl der 
erzeugten Produkte abhängig ist u. s. w. unterliegen 
der Stempelgebühr gemess nachstehenden Grund- 
sätzen: 

1. Beim Abschlusse des Vertrages auf einen in die- 
sem Vertrage nichtbestimmten Betrag wird die fixe 
Stempelgebühr von 2 Rb. eingehoben (Art. 13, Absatz 11). 


Art. 45. 
Wenn die Stempelgebühr von den ersten oder 
Hauptausfertigungen, sowie von den Akten und Urkun- 
den, welche der Aktenstempelgebühr unterliegen, oder 


von den protestierten, der Wechselstempelgebühr unter- ` 


liegenden Schuldverschreibungen, weniger als 2 Rb. 
beträgt (Art. 13, Absatz 21), so unterliegen die folgen- 
den Ausferligungen und Kopien der Originalakten und 


Urkunden sowie Protestakten dieser Schuldurkunden . 


derselben Gebühr, wie die ersten oder Hauptausferti- 
gungen, Originalakten und Urkunden und protestierte 
Schuldverschreibungen. 


Art. 51/1. 


Der Aktenstempelgebühr der höheren Norm in 
dem im Artikel 50, Absatz 1, Lit. a, (Ausgabe ex 1912) 
festgesetzten Ausmasse unterliegen betreffend die 
Feuerversicherung-Assekuranzpolizzen, die dieselben 
vertretenden Rechnungen oder Quittungen (mit Aus- 
nahme jener im Artikel 69, Abs. 11 erwähnten), wenn 
die Prämie 400 Rb. übersteigt. 


Art. 57/1. 


Der Aktenstempelgebühr der niederen Norm in 
dem im Artikel 50, Absatz 2 (Ausgabe ex 1912) festge- 
setzten Ausmasse, unterliegen die seitens der staats- 
öffentlichen und privaten Kreditinstitute sowie seitens 
der Bankgeschäfte treibenden Wechselstuben und Pri- 
vatgesellschaften ausgestellten Zeugnisse, Billets und 
Depositenscheine über Depositeneinlagen (ausser Depo- 
siteneinlagen auf laufende Rechnung), wenn die Sum- 
me des Deposites 2000 Rb. übersteigt. 

Wenn die bezeichneten Zeugnisse, Billets und 
Depositenscheine in Form spezieller Einlagsbüchel aus- 
gefolgt werden, wird die Gebühr für jede Eintragung 
der Geldeinlage, die 2000 Rb. übersteigt, eingehoben. 


Art. 60. 


Wenn der Wert der Handelstransaktion auch 
nicht annähernd ermittelt werden kann, so unterliegt 
diese Transaktion unmitelbar bei ihrem Abschlusse der 
fixen Stempelgebühr per 2 Rb. (Art. 13, Abs. 11, Aus- 
gabe ex 1912). Die nachträgliche Aktenstempelgebühr 


von dieser Transaktion nach Feststellung des durch 
ihre Ausführung bewirkten Betrages wird spätestens 
eine Woche nach Erhalt durch den Erwerber der letzten 
Warenpartie, oder der Urkunde, welche die Ausfüh- 
rung des Vertrages feststellt (Handelsrechnung, Me- 
moirnotize, Schlussbrief etz.), eingehoben. Von dieser 
Gebühr wird. die beim Vertragsabschlusse entrichtete 
Stempelgebühr in Abzug gebracht. 


Art. 128. 

Die Nachtragsstempelgebühr von den im vorher- 
gehenden Artikel (127) erwähnten Akten und Urkun- 
den kann in Stempelmarken auf die im Artikel 119- 
festgeselzte Art entrichtet werden, wobei einer der 
Kontrahenten selbst die Stempelmarke entwerten kann, 
wenn die Bemessungsgrundlage in den in Artikel 60 
und 61 genannten Akten und Dokumenten 500 Rb. und 
in anderen Akten und Dokumenten 100 Rb. nicht über- 
steigt. $ 

Durch diese Verordnung, werden die im hiesigen 
Amtsblatt III. Stück, vom 26. Februar 1916, Nr. 8, ver- 
lautbarten Vorschriften. über die Stempel- und Ur- ` 
kundengebühren teilweise geändert. 


10. 


Freiwillige Meldung der einheimischen Einwohner 
zum aushilfsweisen Dienste bei der k. u. k. 
Finanzwache. 


Das k. u. k. Armeeoberkommando hat mit Erlass 
M. V. P. Op. Nr. 66390/16, die weitere Heranziehung 
freiwillig sich meldender Einwohner des Okkupations- 
gebietes zum aushilisweisen Dienste bei der Finanz- 
wache nach vorheriger Schulung beim k. u. k. Finanz- 

‚achkommando des M. G. G. in Lublin genehmigt. 4 

Die Bedingungen zur Aufnahme der sich Melden- 
den ist nebst physischer Eignung: 

a) die volle Beherrschung der polnischen Spra- 
che in Wort und Schrift; (jene, welche auch der deut- 
schen Sprache mächtig sind, haben Vorzug); 

b) eine der ihnen zufallenden Dienstessphäre ent- 
sprechende Intelligenz; . | 

c) makelloses Vorleben; 

d) ein Alter von über 18 bis höchstens 32 Jahren; 

e) Besitz einer mitzubringenden warmen Decke, 
guter warmer Kleidung, ebensolcher Beschuhung und 
Wäsche; 

h f) schliesslich die Verpflichtung mittels eigen- 
händig zu schreibenden und zu unterschreibenden Re- 
verses, zum mindest zweijährigen Dienste und Unter- 
werfung durch diese Zeit allen, die Finanzwache bin- 
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denden Disziplinar- und strafgerichtlichen Bestim- 


mungen, 


Das Militärgeneralgouvernement kann jedoch die- 
sen Angestellten jederzeit ohne Angabe der Gründe vom 
Dienste entheben. 


Minderjährige haben sich mit der schriftlichen 
Einwilligung des Vaters (Vormundes), welche von der 
Gemeinde bestätigt sein muss, auszuweisen. 


Diese Leute erhalten an Gebühren: 
1) das jeweilige Etappenrelutum (derzeit täglich 
3.90 K; 
2) Löhnung täglich 2.74 K; 
3) Feldzulage täglich 1.20 K 
von 10 zu 10 Tagen im vorhinein ausbezahlt. 


Das halblache Etappenrelutum wird jedoch diesen 
Personen bei auswärtigen. Dienstverrichtungen nicht 
zugestanden. 

Ausserdem erhalten. sie die Bekleidung u. zw. 
1 Mantel, 1 Bluse, 1 Hose, 1 Kappe u. 1 Paar Schuhe. 

Die schriftlichen Gesuche samt notwendigen Ori- 
ginaldokumenten sind von den Bewerbern beim k. u. k. 
Kreiskommando persönlich zu überreichen. 


E. N. 17603. 11. 


Kontrolle der Melasse. 

Um Missbräuche im Verkehr mit Melasse hintan- 
zuhalten, wird verfügt: 

Die bei Melassekäufen vereinbarten Preise gel- 
ten für eine Dichte der gelieferten Melasse von 40° 
Beaume, gemessen bei Zimmertemperatur (16—20° C.) 

Wenn gelieferte Melasse bei der Übernahme einer 
geringeren Dichte als 40° Beaume zeigt, so ist für 
jeden Grad Beaum& 1/33 des pro 100 kg. vereinbarten 
Kaupreises in Abzug zu bringen, wenn die Dichte noch 
mehr als 30° Beaumé beträgt. Bei Melasselieferungen, 
wo die Ware 35° Beaume beträgt, ist für jeden Grad 
Beaume der Preis pro 100 kg. um 1/20 desselben zu 
vermindern. Melasse voneiner Dichte unter 
30 Beauméund solche, die deutlich sauer 
reagiert, ist nicht lieferbar. 

Für jedes Grad Beaume, den die gelieferte Melasse 
über 40° Beaume& zeigt, ist der Kaufpreis pro 100 kg. 
um 1/40 desselben zu erhöben. Jedoch darf diese höhere 
Dichte nur durch höhere Konzentration und nicht durch 
irgend welche Zusätze, welche solche Melasse von der 
Lieferbarkeit ausschliessen, bedingt sein. 


K. u. k. Kreis-Kommandant: 


Oberstleutnant TINTZ m. p. 


“kraków. -— Druk. W. L. Anczyca i Spółki. 


